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1
Einleitung

Schwindende gewerkschaftliche Organisa-
tionsmacht wird in den Sozialwissenschaf-
ten seit Langem thematisiert (Dribbusch
2003). Allein zwischen 1993 und 2003 ha-
ben die europäischen Gewerkschaften im
Durchschnitt 15 % ihrer Mitglieder verlo-
ren. Die DGB-Gewerkschaften sind hier
keine Ausnahme. Gegenwärtig entspricht
ihre absolute Mitgliederzahl in Gesamt-
deutschland nur noch jener der West-Ge-
werkschaften von 1969/70. Trotz aktuell
positiver Gegentendenzen vor allem bei
jüngeren Beschäftigten, drohen Mitglieder-
schwund, knappe Ressourcen und eine 
abnehmende Zahl von Aktiven selbst in
einstigen Hochburgen gewerkschaftlicher
Organisationsmacht in einen Ohnmachts-
zirkel gewerkschaftlicher Desorganisation
umzuschlagen (Dörre/Röttger 2006, S. 227–
268). Die tiefe Repräsentationskrise vor
Augen, beschäftigen sich die „Labour Revi-
talization Studies“ (Frege/Kelly 2004) mit
Potenzialen gewerkschaftlicher Erneue-
rung. In Kontrast zum fatalistischen Tenor
vieler Analysen lenken sie das Augenmerk
auf die strategische Wahl, auf die Möglich-
keiten von Gewerkschaften, kreativ zu han-
deln und sich selbst zu erneuern.

Lange Zeit eher mitleidig beäugt, gelten
nun ausgerechnet einige US-Gewerkschaf-
ten als lebendiger Beweis für Alternativen
zu bürokratisch verwaltetem Niedergang
(Geiselberger 2007, S. 79f.). Und in der Tat,
die Botschaften aus Übersee finden inzwi-
schen auch hierzulande Gehör. Unter jün-
geren Gewerkschaftern und Wissenschaft-
lern scheint ein regelrechter Organizing-
Hype ausgebrochen sein. Aber handelt es
sich dabei um mehr als um eine jener 

turelle Verhandlungs- und Produktions-
macht teilweise substituieren, jedoch nicht
vollständig ersetzen. Strukturelle Macht
wird häufig spontan ausgeübt. Sie tritt in
Gestalt von „labour unrest“ (Silver 2005,
S. 11, 44ff.), plötzlichen Unruhen und si-
tuativer Empörung ebenso auf wie als 
informelle Sabotage oder Absentismus 
in Produktionsprozessen. Organisations-
macht ist demgegenüber prinzipiell auf
handlungsfähige Gewerkschaften, Parteien
oder ähnliche Akteure angewiesen.

Neben diesen beiden Machtressourcen
existiert eine dritte Quelle, die institutio-
nelle Macht. Ihre Besonderheit ergibt sich
aus dem Faktum, dass Institutionen sozia-
le Kompromisse über ökonomische Kon-
junkturen und kurzzeitige Veränderungen
gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse hin-
weg festschreiben und teilweise gesetzlich
fixieren. Auf diese Weise wird Arbeiter-
macht in gesellschaftliche Institutionen in-
korporiert (Fligstein 2001). Institutionali-
sierte Arbeitsbeziehungen legen den Ge-
werkschaften Handlungsstrategien nahe,
die auch dann noch überzeugend erschei-
nen, wenn sich gesellschaftliche Kräftever-
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Moden, die nach ersten Misserfolgen genau
so rasch verschwinden wie sie gekommen
sind? Unsere These lautet: Ansätze, die un-
ter Begriffen wie Organizing, Social Move-
ment Unionism und Campaigning disku-
tiert werden, sind kein Universalschlüssel
zur Behebung der Mitgliederkrise; gleich-
wohl können sie auch den deutschen Ge-
werkschaften wichtige Anregungen zur Er-
neuerung ihrer Organisationsmacht lie-
fern.1

2
Machtressourcen und 
Gewerkschaften

Gewerkschaftsmacht basiert auf dem Be-
mühen von Lohnabhängigen, ihre Konkur-
renzen zumindest zeitweilig und in den
Grenzen bestimmter Branchen und Terri-
torien zu überwinden, um auf der Basis ge-
teilter Interessen und Wertorientierungen
gemeinsame Ziele zu verfolgen. Insofern
handelt es sich um einen Spezialfall von Ar-
beiter- oder besser: von Lohnabhängigen-
macht. Im Anschluss an Wright (2000,
S. 962) und Silver (2005, S. 30–44) kann
zwischen struktureller und Organisations-
macht unterschieden werden. Strukturelle
Macht erwächst aus der Stellung spezifi-
scher Arbeiter- und Angestelltengruppen
im ökonomischen System. Sie kann sich in
primärer Verhandlungsmacht, die auf einer
angespannten Arbeitsmarktsituation be-
ruht, ebenso ausprägen wie in Produk-
tionsmacht, die sich über eine besondere
strategische Stellung in Arbeitsprozessen
konstituiert. Davon zu unterscheiden ist
Organisationsmacht, die erst aus dem Zu-
sammenschluss zu kollektiven politischen
oder gewerkschaftlichen Organisationen
entsteht. Organisationsmacht kann struk-
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hältnisse bereits gravierend verändert ha-
ben. Die Nutzung institutioneller Macht
setzt in einem solchen Fall voraus, dass die
Gewerkschaften trotz nachlassender Bin-
dungsfähigkeit gesellschaftlich weiter als
authentische Repräsentanten der Lohnab-
hängigen anerkannt werden. Die Chance,
institutionelle Macht über ihre Erzeu-
gungsbedingungen hinaus wirksam wer-
den zu lassen, kann Gewerkschaften dazu
animieren, Repräsentationsdefizite durch
institutionenkonformes Verhalten kom-
pensieren zu wollen. Dabei laufen die
Lohnabhängigenorganisationen jedoch be-
ständig Gefahr, Handlungsstrategien zu
konservieren, denen die Geschäftsgrund-
lage allmählich abhanden kommt.

3
Erosion institutioneller
Macht

Die Nachkriegsjahrzehnte lassen sich in
Deutschland – wie auch in anderen konti-
nentaleuropäischen kapitalistischen Syste-
men – als eine Ära des Ausbaus institutio-
neller Gewerkschaftsmacht beschreiben.
Wie nie zuvor in der Geschichte ist Lohn-
arbeit mit einem Sozialeigentum zur Exis-
tenz- und Statussicherung verkoppelt wor-
den, das sich in garantierten Rentenan-
sprüchen, Kündigungs- und Arbeitsschutz,
Mitbestimmungsrechten sowie verbindli-
chen tariflichen Normen manifestierte. Die
Koppelung von Lohnarbeit mit starken
Schutz- und Partizipationsrechten konsti-
tuierte einen Bürgerstatus, der zuvor be-
sitzlosen Klassen trotz fortbestehender Un-
gleichheiten zu einem respektierten Status
in der Gesellschaft verhalf. Die Gewerk-
schaften betätigten sich als eine treibende
Kraft dieser Entwicklung. Je erfolgreicher
sie in ihrem Bestreben waren, abhängig Be-
schäftigte am Produktivitätsfortschritt zu
beteiligen und sie mit kollektiven Parti-
zipations- und Schutzrechten auszustatten,
desto stärker veränderten sie sich selbst. In
den wohlfahrtsstaatlich regulierten kapita-
listischen Systemen verschob sich das Zen-
trum ihres strategischen Handelns von
struktureller und Organisationsmacht hin
zu institutioneller Macht. Für Deutschland
bedeutete dies, dass die Gewerkschaften
und die mit ihnen verbündeten Betriebs-
räte die „intermediäre“ Logik des dualen
Systems der Interessenrepräsentation, die
spezifische Kombination von Tarifautono-

mie und betrieblicher Mitbestimmung,
möglichst effizient zu nutzen suchten. Auf
diese Weise gelang es, institutionelle Ge-
werkschaftsmacht immer stärker auszu-
bauen.

Spätestens seit Mitte der 1990er Jahre
erleben wir eine gewisse Umkehrung dieser
Entwicklung. Eine neue „kapitalistische
Landnahme“ zielt auf die politischen Be-
schränkungen und regulierende Struktu-
ren, in die das Marktgeschehen über Jahr-
zehnte hinweg eingebettet war (Harvey
2006). In Deutschland vollzieht sich die
Schwächung institutioneller Arbeitermacht
nicht in Gestalt einer neoliberalen Rosskur.
Sie verläuft eher schleichend und im Rah-
men scheinbar intakter, noch weitgehend
stabiler Institutionen. Gerade an der Naht-
stelle von Tarifautonomie und betriebli-
cher Mitbestimmung macht sie sich gleich-
wohl massiv bemerkbar. Seit Jahren werden
Tarifabschlüsse selbst in großen Unterneh-
men durch eine zweite, betriebs- und un-
ternehmensbezogene Verhandlungsrunde
korrigiert, die – häufig im Gegenzug für be-
fristete Beschäftigungsgarantien – Abwei-
chungen bei Entlohnung, Arbeitszeiten
und Arbeitsbedingungen in dezentralen
Wettbewerbspakten festschreiben (Huber
et al. 2006). Betrieblichen Konzessionspo-
litiken und Verhandlungen, bei denen es
im Grunde um das Ausmaß geht, in wel-
chem Lohnarbeit an Marktrisiken rückge-
bunden wird, signalisieren offenbar einen
Umschlagpunkt im Verhältnis von institu-
tioneller und Organisationsmacht der Ge-
werkschaften. Anhaltender Druck auf die
Institution Flächentarifvertrag2 verbindet
sich mit der – seit Langem akuten und nun
vor allem im Osten dramatisch zugespitz-
ten – Mitgliederkrise. Pointiert formuliert:
Die gewerkschaftliche Organisationsmacht
reicht nicht mehr aus, um die Chancen, die
das Institutionensystem bietet, interessen-
politisch zu nutzen. Zwar vollzieht sich die-
ser Prozess ungleichzeitig, nach Branchen
differenziert und keineswegs linear; es gibt
sogar Anhaltspunkte einer Re-Institutiona-
lisierung von Lohnabhängigenmacht (Ta-
rife im Reinigungsgewerbe, Mindestlöhne
im Postgewerbe). Auch lässt sich darüber
streiten, ob es sich noch immer um eine
kontrollierte Dezentralisierung oder be-
reits um die Symptome einer Systemkrise
korporativer Arbeitsbeziehungen handelt.
In jedem Fall werden sich die Gewerk-
schaften künftig aber immer weniger da-
rauf verlassen können, dass ihre Position 
in eingespielten Verhandlungsprozeduren

auch dann erhalten bleibt, wenn ihre Orga-
nisationsmacht kontinuierlich schwächer
wird.

4
Organizing – strategischer
Organisationswandel

Nun darf die Erosion institutioneller
Macht, wie sie sich in vielen Metropolen-
kapitalismen abzeichnet, nicht mit einem
generellen Verschwinden von Arbeiter-
macht gleichgesetzt werden. Beverly Silver
(2005) hat in ihrer eindrucksvollen Studie
gezeigt, wie geografische Verlagerungen
von Produktionsstandorten neue raum-
zeitliche „Fixierungen“ von Kapital, und
mit ihnen neue Arbeiterklassen und Ar-
beiterbewegungen an den jeweils bevor-
zugten Produktionsstandorten, hervor-
bringen. Die Autorin skizziert eine räumli-
che Diffusion von Produktionsmacht, wel-
che sich in vielen Ländern des Südens
zunächst in „labour unrest“, in spontanen
Unruhen und Aufständen, äußert. Es fin-
den sich aber auch Beispiele für eine Revi-
talisierung gewerkschaftlicher Organisa-
tionsmacht – und das nicht nur in sich ent-
wickelnden Ländern wie Brasilien, Süd-
korea oder Südafrika, sondern auch in
Zentrumsstaaten wie den USA.

Stilbildend für die internationale De-
batte um gewerkschaftliche Erneuerung ist
das Beispiel der Service Employees Inter-
national Union (SEIU) und ihrer inzwi-
schen legendären Kampagne „Justice for 
Janitors“ (vgl. Beitrag von Choi in diesem
Heft). Die SEIU hat sich infolge eines um-
fassenden Organisationswandels innerhalb
kurzer Zeit von einer dahinsiechenden Bu-
siness Union in eine konfliktfähige Ge-
werkschaft mit den höchsten Mitglieder-
zuwächsen in den USA gemausert. Andere
nordamerikanische Gewerkschaften wie
UNITE, HERE, UBC und LIUNA3 haben

2 Z. B. infolge von Mitgliedschaften ohne Tarifbin-
dung in einigen Arbeitgeberverbänden, aufgrund
von Tarifdumping, der Tarifierung von Niedriglöh-
nen und tariffreier Zonen in einzelnen Branchen
und Unternehmen. 

3 UNITE: Union of Needletrades, Industrial and 
Textile Employees, HERE: Hotel Employees and
Restaurant Employees International Union, UBC:
United Brotherhood of Carpenters and Joiners of
America, LIUNA: Laborers International Union of
North America.
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sich inzwischen ebenfalls für eine Ausrich-
tung am sogenannten „Organizing-Mo-
dell“ entschieden.4 Markenzeichen der 
genannten Gewerkschaften ist, dass sie
sämtliche Aktivitäten mit dem Ziel einer
nachhaltigen Stärkung ihrer Organisa-
tionsmacht verbinden. Und just diese Fo-
kussierung dürfte wohl erheblich zur ra-
schen internationalen Rezeption des „Or-
ganizing-Modells“ beigetragen haben.

Die Redeweise von einem „Modell“
suggeriert indessen eine begrifflich-kon-
zeptionelle Eindeutigkeit, die so nicht exis-
tiert. Gegenwärtig wird unter gewerk-
schaftlichen Praktikern und Wissenschaft-
lern kontrovers diskutiert, welche Hand-
lungsstrategien, Organisationsformen und
interessenpolitischen Inhalte mit dieser
Organizing-Kategorie bezeichnet werden
können. In der deutschen Debatte werden
teilweise Definitionen favorisiert, die sich
wesentlich auf Organisationstechniken und
Methoden der Mitgliederwerbung konzen-
trieren (z. B. Dribbusch 2007, S. 30ff.). Das
ist durchaus legitim, zumal Fragen nach
der Übertragbarkeit von Organizing-An-
sätzen auf deutsche Verhältnisse sich auf
diese Weise pragmatisch beantworten las-
sen. Allerdings koppelt ein solch enges Ver-
ständnis die Organizing-Debatte von der
inhaltlichen Dimension gewerkschaftlicher
Erneuerung ab. Um dies zu vermeiden,
orientieren wir uns an einem weiten, eher
analytischen Organizing-Verständnis, wie
es u. a. Voss/Sherman (2000) vorgeschlagen
haben. In ihrem Klassiker der Labour Revi-
talization Studies (LBS)-Literatur zeichnen
sie nach, wie bürokratische Strukturen und
eingeschliffene Praktiken so verändert wer-
den können, dass es zu einer Wiederbele-
bung gewerkschaftlicher Aktivitäten und
zu einer erhöhten Mitgliederbindung
kommt. Entscheidend ist demnach der
Wechsel von einem Service-Modell, das ei-
ne weitgehend passive Mitgliedschaft über
qualifizierte Dienstleistungen zu binden
sucht, zu einem Organizing-Modell, das
auf Mitgliedermobilisierung setzt, die Ar-
beitspraxis der Basisorganisationen verän-
dert und neue, partizipative Organisa-
tionsstrukturen schafft.

Von Beispielen aus den USA inspiriert,
arbeiten Voss/Sherman (2000) drei Fakto-
renbündel heraus, die den erfolgreichen
Organisationswandel erklären sollen. Zwei
Beobachtungen beziehen sich auf inneror-
ganisatorische Phänomene. Zum einen
schafft das verbreitete Bewusstsein über ei-
ne tiefe politische Krise der Organisation

an der Basis Voraussetzungen für einen
Führungswechsel. Das neue Personal, das
sich lokal durchsetzt, verbindet die eigene
Positionierung mit einem Strategiewech-
sel. Zum anderen bleibt der Wandel aber
nicht auf die örtlichen Gewerkschaftsglie-
derungen beschränkt. Er erfasst die gesam-
te nationale Organisation und ist, wie im
Fall der SEIU, teilweise mit heftigen Kon-
flikten an der Spitze der Gewerkschaft ver-
bunden. Von zentraler Bedeutung ist in-
dessen eine dritte Beobachtung: Ein Teil
der Führungskräfte, die – mitunter auf-
grund von Druck aus der Zentrale – neu
eingestellt werden, kommt „von außen“
und verfügt über Erfahrungen mit sozialen
Bewegungen, Graswurzelinitiativen und
Stadtteilarbeit. Den bewegungssozialisier-
ten Gewerkschaftern fällt es offenbar leich-
ter, einen umfassenden Strategiewechsel in
Gang zu setzen. Sie verfügen in der Regel
über komplexere Gerechtigkeitsvorstel-
lungen als Gewerkschafter „mit Stallge-
ruch“. Eingefahrene Gewerkschaftstradi-
tionen und Handlungsroutinen verfangen
bei ihnen nicht. Dafür sind die neuen Akti-
visten mit Techniken sozialer Mobilisie-
rung in der Zivilgesellschaft bestens ver-
traut. Aufgrund ihrer alten Kontakte sehen
sie sich zugleich in der Lage, Bündnisbezie-
hungen zu Nicht-Regierungsorganisatio-
nen (NGOs) und Bewegungen außerhalb
der Arbeitswelt zu knüpfen, um deren be-
sondere Machtressourcen für die Gewerk-
schaft zugänglich zu machen (Voss/Sher-
man, S. 327–331).

Schon die starke Betonung des Bewe-
gungsmoments signalisiert, dass Voss/
Sherman mit dem Organizing-Modell 
keineswegs ein inhaltloses Set an Rekrutie-
rungstechniken assoziieren. Vielmehr be-
schreiben sie einen Typus des Gewerk-
schaftshandelns, der sich durch die Beteili-
gung von Mitgliedern an der Politikent-
wicklung, durch unkonventionelle und
teilweise höchst konfliktträchtige Aktions-
formen sowie eine thematisch breite politi-
sche Agenda auszeichnet. Im Zentrum of-
fensiver Organisierungsmodelle steht die
Gewinnung neuer Mitglieder.Auch für die-
ses Ziel werden unkonventionelle, teilweise
auch konfrontative Taktiken angewendet
(ebd., S. 316). Charakteristisch für entspre-
chende Ansätze ist die starke Betonung von
sozialer Gerechtigkeit und Menschenwür-
de. So verstanden, impliziert der Übergang
zum Organizing-Modell einen strategi-
schen Organisationswandel, der auch die
Beziehungen zwischen gewerkschaftlichen

Funktionsträgern und (potenziellen) Mit-
gliedern nachhaltig verändert. Mittlerwei-
le sind die Befunde von Voss/Sherman
durch zahlreiche weitere Studien erhärtet
worden (Fiorito 2004; Heery 2005). Nach-
folgend beschränken wir uns auf die Prä-
sentation einiger ausgewählter Forschungs-
ergebnisse zu den Inhalten, der organisato-
rischen Form und den Methoden eines
strategischen Organisationswandels von
Gewerkschaften.

4.1 BEWEGUNGSGEWERKSCHAFT

Die inhaltliche Ausrichtung weit gefasster
Organizing-Ansätze wird von einem Teil
der wissenschaftlichen Interpreten (z. B.
Frege 2000) unter der Bezeichnung „Social
Movement Unionism“ thematisiert. Damit
ist gemeint, dass Gewerkschaften ihre Mo-
bilisierungs- und Konfliktfähigkeit verbes-
sern wollen, indem sie zentrale gesell-
schaftliche Themen in ihre politische Agen-
da integrieren. Ursprünglich war die Kate-
gorie „Bewegungsgewerkschaft“ auf neue
Arbeiterbewegungen und erstarkende Ge-
werkschaften in einigen Ländern des Sü-
dens gemünzt (Brinkmann et al. 2008, S.
45–68). Diese schwach institutionalisierten
Gewerkschaften setzen auf Massenmobili-
sierung, sie verfügen über eine entwickelte
Beteiligungskultur in ihrer Mitgliedschaft,
organisieren ihre Kämpfe über die Fabrik-
grenzen hinaus und machen Bündnisse mit
Bewegungen außerhalb der Arbeitssphäre
zu einem konstitutiven Element ihres stra-
tegischen Handelns.

Autoren wie Moody (1997) werten dies
als Herausbildung eines völlig neuen Ge-
werkschaftstyps, der sich vornehmlich
außerhalb korporativer Einbindungen for-
miert. Andere Interpreten sprechen dage-
gen von einer Neuauflage des alten „politi-
cal unionism“ (Neary 2002). Jenseits dieser
Kontroverse thematisieren Forscher, die ei-
ne starke Verknüpfung von Organizing-
Ansätzen und Bewegungsgewerkschaft
konstatieren (Nissen 2003, S. 143ff.), einen
wichtigen Punkt. Offenkundig fällt es den
Gewerkschaften, die vornehmlich als bes-

4 Das Konzept ist selbst in der US-Gewerkschafts-
bewegung umstritten. Fortwährende Auseinan-
dersetzungen mündeten 2005 in die Gründung ei-
nes eigenständigen Dachverbandes Change to
Win (CTW) der „Organizing-Gewerkschaften“,
der mittlerweile etwa sechs Millionen Mitglieder
vertritt.
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Methoden aus. Eine strikte Kampagnen-
orientierung gilt vielen Autoren als geeig-
netes Mittel, um Bewegungsorientierung
und Mitgliederpartizipation projektge-
bunden zu verstetigen. Aus den unter-
schiedlichen Kampagnenformen ragen die
Comprehensive Campaigns heraus. Dabei
handelt es sich um einen Kampagnentyp,
in dessen Verlauf sich die Gewerkschaften
selbst nachhaltig verändern. Bronfenbren-
ner/Hickey (2004) gelangen in ihrer Analy-
se zu dem überraschenden Ergebnis, dass
positive Resultate nicht so sehr von der
Branche oder der Unternehmensstruktur
abhängen, sondern vor allem von der Art
und Intensität der Kampagne beeinflusst
werden. Ein Großteil dessen, was die bei-
den Autoren als Essentials einer erfolgrei-
chen Kampagnenorientierung benennen
(ebd., S. 37–41), wirkt auf den ersten Blick
wenig spektakulär. Das gilt etwa für Trai-
ningsmaßnahmen auch während der Kam-
pagne oder die Festlegung von Zwischen-
zielen. Anderes, wie z. B. die Implementie-
rung von Kampagnen auf dezentraler Ebe-
ne, das Vermeiden innergewerkschaftlicher
Organisationskonkurrenzen oder die in-
ternationale Bearbeitung von Themen in
multinationalen Unternehmen, erscheint
naheliegend, markiert aber doch einen
deutlichen Kontrast zu gewerkschaftlichen
Organisationsroutinen.

Zwei Charakteristika implizieren in-
dessen eine besondere Kampagnen-Qua-
lität. Die Beifügung „comprehensive“ be-
deutet in der einschlägigen Literatur zu-
nächst, dass Aktionen über die unmittel-
baren Kontrahenten hinaus auch auf
Aktionäre, Zulieferer,Abnehmer oder Kun-
dengruppen ausgedehnt werden sollen, um
so den Druck auf einen Konzern oder auf
die Unternehmen einer Branche zu maxi-
mieren und ein Höchstmaß an Organisa-
tionserfolgen zu erzielen. „Comprehensi-
ve“ kann aber auch mit „verstehend“ oder
„begreifend“ übersetzt werden. Damit ist
gemeint, dass erfolgreiche Kampagnen em-
pirische Recherchen und Analysen von
Machtverhältnissen voraussetzen, um an-
gemessene Organizing-Ziele identifizieren
und eine Schrittfolge eskalierender Takti-
ken festlegen zu können. Ein solches Vor-
gehen erfordert eine besondere Qualität
der Zusammenarbeit von Gewerkschaftern
und Wissenschaftlern, die sich im Team
zunächst ein gemeinsames Verständnis ei-
ner Branche oder eines Unternehmens
samt der anvisierten Beschäftigtengruppen
erarbeiten müssen. Dazu bedarf es nicht

mehr wird eine verbesserte Teilhabe der
Mitglieder an Organisationsentscheidun-
gen zur entscheidenden Einflussgröße.
Innergewerkschaftliche Demokratie und
reale Partizipationschancen besitzen laut
Lévesque et al. (2005) die mit Abstand
höchste Erklärungskraft bei der Abwehr
von Mitgliederunzufriedenheit. Markowitz
(1999) zeigt darüber hinaus, dass die 
Stabilisierung partizipativer Beziehungen
zwischen Funktionsträgern und neu ge-
wonnenen Mitgliedern wichtig ist, um 
Gewerkschafter „after organizing“ in der
Organisation zu halten. Innerorganisatori-
sche Mitbestimmung gilt Autoren wie 
Clawson (2005) zudem als Schlüssel für ei-
ne erfolgreiche Ansprache gewerkschaftlich
bislang schwach repräsentierter Gruppen
(Frauen, Prekäre, Minderheiten). Kommu-
nikation „von Angesicht zu Angesicht“ und
Authentizität der aktiven Gewerkschafter
(Vertretung durch Gleiche) sind demnach
ausschlaggebend für nachhaltig veränderte
Beziehungen zwischen Repräsentanten
und Repräsentierten.

Sprechen solche Forschungsergebnisse
für einen engen Zusammenhang zwischen
Mitgliederpartizipation und organisato-
risch-politischer Bindekraft der Gewerk-
schaften, bleibt doch offen, ob und wie sich
ein beteiligungsorientierter Politikstil län-
gerfristig durchhalten lässt. Der Haupt-
grund für diese Schwierigkeit wurzelt kei-
neswegs in der von Frege (2000) zu Recht
monierten Kluft zwischen partizipativer
Rhetorik und der zentralistischen Praxis
mancher „Organizing-Gewerkschaften“.
Aus der Bewegungsforschung ist bekannt,
dass es nicht nur schwer, sondern geradezu
unmöglich ist, ein hohes Partizipations-
niveau von Mitgliedern über längere Zeit-
räume hinweg zu stabilisieren. „Partizipa-
tionsarbeit“ können alte wie neue Mitglie-
der häufig nur auf Zeit, themen- und pro-
jektgebunden leisten; sie wollen dies, wenn
es wirklich etwas zu entscheiden gibt, aber
nicht, um Beteiligungsrituale zu befriedi-
gen. Insofern werden sich auch die intelli-
gentesten Organizing-Ansätze immer wie-
der mit dem Problem konfrontiert sehen,
dass stärker partizipative und eher reprä-
sentative Ansätze einander abwechseln und
ergänzen müssen.

4.3 KAMPAGNENGEWERKSCHAFT

Organizing-Ansätze zeichnen sich in der
Regel durch einen flexiblen Einsatz unter-
schiedlicher Taktiken, Instrumente und

sere Problemlöser mit dem Management
konkurrieren, schwer, organisationspoli-
tisch erfolgreich zu sein (Cregan 2005). In-
sofern passen Interessenpolitiken, die Ge-
rechtigkeitsfragen gegenüber dem Nach-
weis wirtschaftlicher Effizienz priorisieren
(Aronowitz 2005), in vielen Fällen offenbar
besser zum Anspruch offensiver Organi-
zing-Ansätze (Fantasia/Voss 2004, S. 127–
130) als wertschöpfungsorientierte Strate-
gien. Allerdings sind die Forschungsergeb-
nisse hier nicht eindeutig. Wie im Fall der
United Auto Workers (UAW) und ihrer Be-
teiligung an der Reorganisation von
Arbeitsprozessen (Gruppenarbeit, Prob-
lemlösungsteams, Kooperation mit dem
Management), können Organizing-Ansät-
ze auch im Kontext konsens- und wett-
bewerbsorientierter Interessenpolitiken er-
folgreich sein (Hurd et al. 2003). Auch weil
Bewegungspolitiken sich nicht beliebig auf
Dauer stellen lassen, ringen nicht nur 
die südlichen Bewegungs-, sondern auch
die nordamerikanischen „Organizing-Ge-
werkschaften“ um eine Institutionalisie-
rung ihrer Verhandlungsmacht. Festhalten
lässt sich aber, dass Organizing-Ansätze in
vielen Fällen in interessenpolitische Strate-
gien eingebettet sind, die zentrale gesell-
schaftliche Themen und Konfliktfelder of-
fensiv zu besetzen suchen.

4.2 BETEILIGUNGSGEWERKSCHAFT

Direkte Mitgliederbeteiligung ist für viele
Autoren eine zentrale politisch-organisa-
torische Form des Organizing. Fiorito
(2004) sieht in der Dezentralisierung von
Entscheidungen, in offenen Strukturen, die
eine Beteiligung bis hin zu „Mitglieder-
selbstbestimmung“ erlauben, eine ent-
scheidende Erfolgsbedingung offensiver
Organizing-Konzepte. Dabei geht es nicht
allein um die Verbreiterung der aktiven Ba-
sis einer Gewerkschaft. Die Beziehungen
zwischen Aktivisten und „normalen“ Mit-
gliedern beruhen,wie Beaud/Pialoux (2004)
in ihrer großartigen Studie über das Peuge-
ot-Werk in Sochaux gezeigt haben, auf ei-
nem eingespielten „System der Erwartun-
gen und Errungenschaften“ (ebd., S. 259),
das aufgrund von Veränderungen im Ar-
beitsprozess und in der Zusammensetzung
der Belegschaften periodisch erneuert wer-
den muss. Empirische Forschungen haben
belegt, dass die zunehmende soziale Hete-
rogenität potenzieller Mitglieder nicht au-
tomatisch zu einem Verlust an gewerk-
schaftlicher Bindekraft führen muss. Viel-
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nur eines Sets an angemessenen For-
schungsmethoden, sondern auch eines
Wissenschaftler-Typus, der bereit ist, sich
auf die „Niederungen“ gewerkschaftlicher
Basisarbeit einzulassen.

Insgesamt belegen die einschlägigen
Studien (Gall 2005), dass eine Kampagnen-
orientierung höchst Unterschiedliches be-
deuten kann. Während sich die internen
Hindernisse (fehlende Organizing-Tradi-
tion, interner Widerstand, geringe Unter-
stützung durch die Zentrale) für erfolgrei-
ches Organizing in vielen Ländern glei-
chen, gibt es bei den externen Hindernissen
z. T. erhebliche Unterschiede. In den USA
steht eine große Mehrheit der Arbeitgeber
gewerkschaftlichen Aktivitäten negativ ge-
genüber; das  ist in Großbritannien teilwei-
se anders (Heery/Simms 2007). Dort sind
Organizing-Kampagnen in Betrieben sig-
nifikant erfolgreicher, in denen die Arbeit-
geber keine explizit gewerkschaftsfeindli-
che Politik verfolgen. Entscheidend ist aber
nicht, ob Kampagnen eher konfrontativ
oder stärker kooperativ ausgerichtet sind.
Vielmehr sind solche Gewerkschaften be-
sonders erfolgreich, die ein weites Spek-
trum an Taktiken beherrschen und es opti-
mal auf das jeweilige Feld anzuwenden ver-
stehen.

5
Organizing – 
eine strategische Option?

Organizing, Bewegungsorientierung, Mit-
gliederpartizipation und Kampagnen-
fähigkeit bezeichnen einen Möglichkeits-
raum, in dem eine strategische Wahl von
Gewerkschaften erfolgen kann. Aber ist es
aus der Perspektive der DGB-Gewerk-
schaften überhaupt sinnvoll, sich auf dieses
Terrain zu begeben? Carola Frege (2000)
hat diese Frage mit einer gehörigen Por-
tion Skepsis beantwortet. Nach ihrer An-
sicht bezeichnet Organizing bislang weder
ein ausgereiftes Konzept noch einen Ansatz
mit eingebauter Erfolgsgarantie. Auch be-
zweifelt sie die Übertragbarkeit auf deut-
sche Verhältnisse: So habe Mitgliederwer-
bung in dem stark verrechtlichten deut-
schen Arbeitsbeziehungssystem bislang
nur eine untergeordnete Rolle gespielt, fak-
tisch sei die Aufgabe Betriebsräten übertra-
gen worden. Wegen ihrer starken institu-
tionellen Einbindung hätten die Gewerk-
schaften nur selten zum Mittel der Mitglie-

dermobilisierung greifen müssen. Zwar
könne die Mitgliederkrise DGB-Gewerk-
schaften zur Adaption einzelner Praktiken
motivieren, eine Übernahme des gesamten
Organizing-Konzepts oder gar ein Wieder-
aufleben von Gewerkschaften als soziale
Bewegungen sei aber unwahrscheinlich.

Ohne Zweifel trifft Frege damit wichti-
ge Punke. Das gilt umso mehr, als die stra-
tegische Positionierung der DGB-Gewerk-
schaften noch immer eine andere ist als die
der nordamerikanischen „Organizing-Ge-
werkschaften“. In den USA entspringt die
starke Betonung von Bewegungsorientie-
rung und Coalition Building mit NGOs
und Graswurzelinitiativen hauptsächlich
der gewerkschaftlichen Schwäche in Be-
trieben und Unternehmen, sprich: der mi-
nimierten institutionellen Verhandlungs-
macht. Aus diesem Grund macht es Sinn,
die Durchsetzungsfähigkeit der Gewerk-
schaften mittels unkonventioneller Bünd-
nispolitik erhöhen zu wollen. In Deutsch-
land sind die Verhältnisse – noch – anders.
Weder ist die Erosion institutioneller Ver-
handlungsmacht so weit fortgeschritten
wie in den angelsächsischen Kapitalismen,
noch sind soziale Bewegungen, NGOs und
Graswurzelinitiativen derart stark, dass
Bündnisse mit ihnen schwindende gewerk-
schaftliche Organisationsmacht kompen-
sieren könnten. Auch aus diesem Grund
scheuen die Gewerkschaften mehrheitlich
davor zurück, Verhandlungsmacht, wie sie
Mitbestimmung und Tarifsystem noch im-
mer bieten, zugunsten einer riskanten
Bündnispolitik mit oppositionellen Bewe-
gungen zu opfern.

5.1 DIE ORGANISATIONSPOLITISCHE
FALLE

Dies in Rechnung gestellt, gibt es dennoch
genügend Gründe für rasches Organisa-
tionslernen. So sorgt der – von Frege unter-
schätzte – Druck auf die institutionalisier-
te Verhandlungsmacht der Gewerkschaften
für einen Bedeutungsgewinn der struktu-
rellen Macht privilegierter Berufsgruppen.
Angesichts einer Konkurrenz, die auch
mittels Prekarisierung von Beschäftigungs-
verhältnissen ausgetragen wird, tendieren
Gruppen mit hoher Primärmacht wie die
Lokführer oder die Ärzte dazu, ihre Inter-
essen separat von anderen Beschäftigten-
gruppen wahrzunehmen.Anders als unter-
nehmenskonforme, „gelbe“ Gewerkschaf-
ten zeichnen sich ihre nach absoluten 
Mitgliederzahlen eigentlich schwachen Or-

ganisationen durch hohe Lohn- und Ge-
haltsforderungen sowie hart geführte Kon-
flikte aus. Die Erosion institutioneller (Ta-
rif-)Macht der großen Mitgliedsgewerk-
schaften produziert so ein Revival separa-
ter Interessenkämpfe strukturell mächtiger
Berufsgruppen. Parallel dazu wächst aber
auch die Ungleichheit unter den Lohnab-
hängigen, weil vertretungsschwache Grup-
pen wie z. B. die 18 % Niedriglohnbezieher
in Vollzeitbeschäftigung (Bosch/Weinkopf
2007) in dieser Konfliktkonstellation ten-
denziell den Kürzeren ziehen. Damit befin-
den sich die DGB-Gewerkschaften in einer
Art Zwickmühle: Bleiben sie in der Fläche
weniger durchsetzungsfähig, weil die alten
korporativen Mechanismen nicht mehr
funktionieren, drohen sie zwischen – teil-
weise schwach organisierten – Berufsgrup-
pen mit großer struktureller Macht und
dem wachsenden Heer prekär Beschäftigter
eingeklemmt zu werden und weiter an Ein-
fluss zu verlieren. Diese Konstellation ist es,
die die Frage nach strategischen Alternati-
ven aufwirft und das Interesse an Organi-
zing-Praktiken weckt.

5.2 SCHRITTE ZUR 
KAMPAGNENORIENTIERUNG

Tatsächlich haben Lernprozesse längst be-
gonnen, und sie machen sich auch in Or-
ganisationsbereichen bemerkbar, in denen
eine Orientierung an „Organizing-Ansät-
zen“ nicht vorhanden ist oder gar abge-
lehnt wird. Relativ unkompliziert erscheint
auf den ersten Blick die Übernahme einzel-
ner Instrumente des Organizing. So orien-
tiert sich die LIDL-Kampagne von ver.di
explizit am Vorbild einer Comprehensive
Campaign (Schreieder 2007).Anders als im
Falle der US-Gewerkschaften zielt die
Kampagne jedoch zunächst auf Betriebs-
ratsgründungen. Von der Etablierung be-
trieblicher Interessenvertreter erhofft sich
die Gewerkschaft, allmählich auch die Bei-
trittsschwelle für die Beschäftigten des Un-
ternehmens senken zu können. Im Ver-
gleich zu den US-amerikanischen Vorbil-
dern mangelt es der Kampagne allerdings
erheblich an Ressourcen und an organisa-
torischer Verbindlichkeit.

Ein anderes Beispiel sind Kampagnen,
die auf eine verbesserte Repräsentation
und eine Rekrutierung prekär Beschäftigter
zielen. Der inzwischen von mehreren Mit-
gliedsgewerkschaften getragenen Mindest-
lohn-Kampagne kommt hier eine symboli-
sche Funktion zu. Nicht minder wichtig
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sind dezentrale Initiativen. So haben zahl-
reiche DGB-Gliederungen (z. B. Olden-
burg) mit Bestandsaufnahmen zur Ent-
wicklung prekärer Beschäftigung begon-
nen. Im Organisationsbereich der IGM gibt
es inzwischen mehrere Leiharbeitsprojekte.
Der Berliner IGM-Bezirk hat mit einem
„Sozialreport Zeitarbeit“ für öffentliche
Reaktionen gesorgt. Weil der Leiharbeits-
tarif zwar eine „Haltelinie nach unten“ dar-
stellt, in manchen Branchen aber den Ab-
stand zu Tariflöhnen zementiert, sind
IGM-Gliederungen dazu übergegangen, in
den Einsatzbetrieben von Leiharbeitern
gleiches Geld für gleiche Arbeit zu verlan-
gen. Dabei werden sie von den Betriebs-
räten großer Unternehmen (z. B. Thyssen-
Krupp) unterstützt. Noch fehlt es an geeig-
neten Beratungs- und Organisationsstruk-
turen für potenzielle Mitglieder, die
räumlich verstreut arbeiten und häufig den
Einsatzort wechseln. Dennoch beinhaltet
dieser Ansatz ein Potenzial, das sich – weit
über das Leiharbeitsthema hinaus – zu ei-
ner Antidiskriminierungspolitik in Betrie-
ben und Unternehmen ausbauen ließe. In-
teressant ist, dass punktuelle Organisie-
rungserfolge dort möglich werden, wo, wie
z. B. in der Verwaltungsstelle Ingolstadt, die
gewerkschaftlichen Protagonisten auf For-
men der Selbstorganisation von Leiharbei-
tern setzen.

5.3 DIE ENTDECKUNG DER 
MITGLIEDER 

Damit ist bereits die politisch-organisato-
rische Form des Organizing, die Mitglie-
derpartizipation, berührt. Hier vollziehen
sich im „Kerngeschäft“ der deutschen Ge-
werkschaften, in der Betriebs- und Tarif-
politik, erstaunliche Veränderungen. Ge-
meint ist die Neustrukturierung der Bezie-
hungen von Betriebsräten, gewerkschaftli-
chen Funktionsträgern und (potenziellen)
Mitgliedern, wie sie im Organisationsbe-
reich der IG Metall teilweise erprobt wird.
Angesichts der Legitimationsverluste, die
betriebliche Konzessionspolitiken seit eini-
ger Zeit verzeichnen (Rehder 2006), sind
einzelne Bezirke und auch lokale Gliede-
rungen der IG Metall dazu übergegangen,
Standortvereinbarungen an Voten von Ge-
werkschaftsmitgliedern oder Belegschaften
zu knüpfen. Teilweise werden Quoren ver-
einbart oder, wie im Bezirk Küste, betrieb-
liche Tarifkommissionen eingesetzt. Selbst
wenn direkte Partizipation niedrigschwel-
lig, also auf dem Niveau von Belegschafts-

befragungen oder einer Beteiligung von
Mitgliedern an der Aufstellung von Be-
triebsratslisten, erfolgt, verändert sie die 
betrieblichen Machtspiele erheblich. Ver-
handlungen sind dann nicht mehr aus-
schließlich die Sache von Geschäftsleitun-
gen, Betriebsräten und Gewerkschafts-
sekretären. Stattdessen tritt mit den Ge-
werkschaftsmitgliedern ein neuer Akteur
in Erscheinung, dessen Beteiligung an sub-
stanziellen Entscheidungen Ungewisshei-
ten für die etablierten Betriebs- und Tarif-
parteien mit sich bringt. Einmal nach ihrer
Meinung gefragt, werden sich Gewerk-
schaftsmitglieder und Belegschaften derar-
tige Beteiligungsmöglichkeiten wohl auch
künftig nicht mehr ohne Weiteres nehmen
lassen. Die Besser-statt-billiger-Kampagne
des IGM-Bezirks NRW ist ein exemplari-
scher Versuch, solche Ansätze zu bündeln
und sie auf das Innovationsthema auszu-
dehnen. Dabei geht es nicht nur um die
qualitative Verbesserung von Standortver-
einbarungen (Festlegung von Innovations-
zielen). Vielmehr sollen betriebliche Ver-
handlungen an einen direkten organisati-
onspolitischen Nutzen der Gewerkschaften
gekoppelt werden. Über die betriebs- und
tarifpolitischen Zielsetzungen hinaus sind
sie wesentlich auf das Ziel einer Stärkung
gewerkschaftlicher Organisationsmacht
ausgerichtet.

Noch scheint die Prognose, dass „be-
triebliche Interessenvertretungen nach ei-
ner Phase des kooperativen Co-Manage-
ments nun vermehrt in eine basisorientier-
te Interessenvertretung hineinsteuern“
(Rehder 2006, S. 242), einigermaßen ver-
wegen. Denn der Verbreitungsgrad unkon-
ventioneller Mitgliederpartizipation ist
vorerst wohl noch gering. Auch ist die Ini-
tiierung dezentraler Beteiligungsformen
innergewerkschaftlich höchst umstritten,
ihre Auswirkungen auf überbetriebliche
Tarifabkommen lassen sich noch nicht 
präzise benennen, und teilweise fehlt es
schlicht an partizipationsbereiten Gewerk-
schaftsmitgliedern. Dennoch kann kein
Zweifel bestehen, dass – ganz im Sinne des
Organizing-Modells – das Problem einer
Stärkung gewerkschaftlicher Organisa-
tionsmacht innergewerkschaftlich, wie
auch in der betrieblichen Arena, wieder an
Bedeutung gewinnt.

5.4 INHALTE 

Selbst beim schwierigen Thema „Gewerk-
schaften und soziale Bewegungen“ lassen

sich bei näherem Hinsehen größere
Schnittmengen feststellen, als man auf den
ersten Blick vermuten könnte. Zwar haben
die Anti-G8-Mobilisierungen für die DGB-
Gewerkschaften eine ungleich geringere
Bedeutung als für einen Teil der „Organi-
zing-Unions“ in den USA; die Themen 
der globalisierungskritischen Bewegungen
sind aber auch für die deutschen Gewerk-
schaften relevant. Es gibt einen – teils for-
malisierten (Verbindungsbüro der IGM zu
den sozialen Bewegungen), teils informel-
len – Austausch mit sozialen Bewegungen
auf Spitzenebene wie an der Basis. Einige
Gewerkschaften sind mit Repräsentanten
an der Sozialforen-Bewegung beteiligt, teil-
weise kommt es zu einem inhaltlich-politi-
schen (Arbeitsmarktpolitik, Bahn-Privati-
sierung) und in begrenztem Maße auch
personellen Austausch.

In diesem Zusammenhang darf nicht
übersehen werden, dass die deutschen Ge-
werkschaften den amerikanischen „Orga-
nizing-Unions“ auf vielen betriebspoliti-
schen Feldern ein gutes Stück voraus sind.
Das gilt z. B. für arbeitspolitische Gestal-
tungsansätze, wie sie im IGM-Projekt
„Gute Arbeit“ zu unterschiedlichen The-
men (Gesundheitsprävention, demografi-
scher Wandel, Leistungssteuerung) erprobt
werden. Diese Ansätze sind auch geeignet,
in den expandierenden Segmenten mit
qualifizierten, teilweise managementnahen
Tätigkeiten Beachtung zu finden. Bislang
befinden sie sich aber noch im Stadium der
Erprobung, und sie sind noch nicht syste-
matisch mit Initiativen zur Stärkung ge-
werkschaftlicher Organisationsmacht ver-
bunden.

6
Fazit

Natürlich sind dies, am Maßstab einer
Überwindung der gewerkschaftlichen Re-
präsentationskrise gemessen, allenfalls zar-
te Pflänzchen der Erneuerung, deren Wir-
kungen erst mit gebührendem zeitlichen
Abstand bewertet werden können. Bislang
fehlt es zudem an gesicherten wissen-
schaftlichen Erkenntnissen über die Resul-
tate innovativer gewerkschaftlicher Prakti-
ken. Als Besonderheit gegenüber der nord-
amerikanischen Kontrastfolie springt ins
Auge, dass zahlreiche Aktivitäten auf eine
Sensibilisierung vorhandener Betriebsräte
oder eine Neugründung von Interessen-
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vertretungen zielen. Auch aus diesem
Grund schlagen sich Kampagnen und In-
itiativen nicht unmittelbar in Mitglieder-
zuwächsen nieder. Allerdings zeigt sich
ebenfalls, dass Gewerkschaftsgliederungen
sich durchaus als Schrittmacher einer akti-
ven Stärkung ihrer Organisationsmacht
betätigen können. Bis zu einer systemati-
schen Ausrichtung des Funktionärskörpers
auf offensives Organizing („Mitglieder
werben Mitglieder“) ist es aber noch ein
weiter Weg. Daher fällt ein vorläufiges Fa-

zit notgedrungen zwiespältig aus. Trotz
mancher Gemeinsamkeiten mit Organi-
zing-Ansätzen haben sich innovative Prak-
tiken bislang nicht zu einer kohärenten In-
teressenpolitik verdichten können. Es fehlt
an einer geeigneten organisationspoliti-
schen Infrastruktur, an Organizing-Akade-
mien, spezifischen Qualifizierungsange-
boten, aber auch an geeigneten Koope-
rationsstrukturen mit Wissenschaftlern,
Journalisten und Medienfachleuten. Und
auch Funktionsträger, die bereit und in der

Lage sind, ihren Aktivitätsschwerpunkt
jenseits der Organisationsroutinen zu set-
zen, sind noch rar gesät. Von einem wirkli-
chen „strategischen Organisationswandel“,
wie ihn die Organizing-Debatte themati-
siert, kann daher in den DGB-Gewerk-
schaften vorerst noch keine Rede sein.
Punktuell sind die Praktiker bei der Re-
konstruktion gewerkschaftlicher Organisa-
tionsmacht in Betrieben aber schon weiter,
als es der grassierende Niedergangsfatalis-
mus Glauben machen will.
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